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A. Bericht des Abgeordneten Rommerskirchen 


1. Allgemeines 

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages 
hat seinen Jahresbericht 1969 nach § 2 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Bundes- 
tages am 26. Februar 1970 vorgeiegt. In der 36. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 11. März 1970 
erfolgte die Überweisung des Berichts an den Ver- 
teidigungsausschuß nach einer ersten Debatte, in 
der auch der Wehrbeauftragte selbst das Wort er- 
griff. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Bericht in 
seinen Sitzungen am 16. und 30. April 1970 zur 
Kenntnis genommen und beraten. Er erstattet die- 
sen Bericht an den Bundestag nach § 116 b Abs. 2 
der Geschäftsordnung. 

II. Zur Beratung im einzelnen 

Die Beratung des Jahresberichtes 1969 hat im 
Verteidigungsausschuß nicht ganz den sonst 
üblichen Raum eingenommen. Dies hatte mehrere 
Gründe; Einmal hat das Plenum des Bundestages 
abweichend von der bisherigen Übung den Bericht 
bereits anläßlich der Überweisung an den Verteidi- 
gungsausschuß umfänglich diskutiert; sodann hat 
das Bundesministerium der Verteidigung im Laufe 
der Ausschußberatungen zu den wichtigsten Punk- 
ten des Berichts schriftlich Stellung genommen. Auch 
lag im Zeitpunkt der Beratungen das Verteidigungs- 
weißbuch der Bundesregierung noch nicht vor, das 
zu einer Reihe von Fragen weitere Aufschlüsse er- 
warten ließ, aber bei den Beratungen noch nicht 
abschließend erörtert werden konnte. 


Entsprechend einem Beschluß des Verteidigungs- 
ausschusses sollen die sachlichen Schwerpunkte des 
Jahresberichts, wie sie im Ausschuß hervorgehoben 
wurden, auch in diesem Schriftlichen Bericht auf- 
geführt werden. Dies sind die folgenden Punkte; 
(die Zahlen bezeichnen die Seite und die Buchsta- 
ben die linke (1) und rechte (r) Spalte auf den Sei- 
ten des Wehrbeauftragtenberichtes — Drucksache 
W453 — ) 

1. Novellierung des Gesetzes über die Anwen- 
dung unmittelbaren Zwanges und die Aus- 
übung besonderer Befugnisse durch Soldaten 
der Bundeswehr und zivile Wachpersonen vom 
12. August 1965 (12 r). 

2. Belehrung der Truppe über die richtige Hand- 
habung der gesetzlichen Vorschriften im Zu- 
sammenhang mit der Beschlagnahme von Pri- 
vatsendungen an Soldaten (13r/141). 

3. Erlaß an die Kreiswehrersatzämter zur Sicher- 
stellung einer besseren Abstimmung zwischen 
ihnen und der Truppe bei Einberufungen (27 1). 

4. Schaffung von Wechselstellen im Interesse 
intensiver Zusammenarbeit zwischen den Streit- 
kräften und der Bundeswehrverwaltung (27 1). 

5. Übertragung der Aufgaben des Bauwesens an 
die Bundeswehrverwaltung (27 1, r). 

6. Förderung von Dienstposten — Grobkatego- 
rien und eindeutigen Stellenbeschreibunqen 
(30 1). 

7. Kodifizierung des Berufsbildes in Teilbereichen 
und Entwicklung sachgerechter und praktikabler 
Lösungen (31 r). 
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8. Berücksichtigung zivil-wirtschaftlicher Berufs- 
anforderungen bei der militärischen Ausbildung 
und Verwendung (32 1). 

9. Überprüfung der derzeitigen Regelung gern. 
§ 22 b des Bundesbesoldungsgesetzes mit dem 
Ziel, Zeitsanitätsoffiziere einzubeziehen (34 1, r). 

10. Gewährung von Wohnungszuschüssen über die 
in den Richtlinien vom 22. April 1968 getroffene 
Regelung hinaus (34 r). 

11. Zahlung der Technikerzulage auch für Solda- 
ten in Luftwaffenversorgungsbereichen (35 1). 

12. Novellierung des § 81 Soldatenversorgungs- 
gesetz mit dem Ziel der Ausdehnung des Ver- 
sorgungsschutzes auf den Bereitschaftsdienst 
(35 r). 

13. Neuregelung der Haftung gern. § 91 a des Sol- 
datenversorgungsgesetzes bei Ansprüchen aus 
Wehrdienstbeschädigungen (35 r/36 1). 

14. Vereinfachung des Nachweisverfahrens für 
Verdienstausfallentschädigung gern. § 13 Unter- 
haltssicherungsgesetz (361). 

15. Zahlung von Abschlägen in größerem Ausmaß 
bei Verdienstausfallentschädigung (36 r). 

16. Großzügigere Ausgestaltung des „Schüleretats“ 
zur Minderung der Überforderung von Soldaten 
(37 1). 

17. Rechtzeitige Bekanntgabe geplanter und aus- 
gesprochener Versetzungen (37 1). 

18. Schnellere Bearbeitung der Schadensmeldungen 
über Gebäudeschäden (37 r). 

19. Fortsetzung des Soldatenheimbaus entgegen 
der Vorstellung des Bundesrechnungshofes 
(38 1). 

20. Schaffung eines modernen Kantinensystems 
(38 r, 1). 

21. Änderung der Anzugsordnung und Verbesse- 
rung der Bekleidung (38 r). 

22. Erneute Forderung nach Verbesserung der 
Heimfahrmöglichkeiten (40 1). 

23. Gesetzliche Regelung des Versorgungsschutzes 
für wehrübende Beamte aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers der Verteidigung 
(41 hr). 

24. Anrechnung dienstlicher Veranstaltungen im 
Sinne des § 4 des Wehrpflichtgesetzes auf 
Pflichtwehrübungen (41 r). 

25. Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes zur 
Erreichung einer vollen Weihnachtszuwendung 


vom Arbeitgeber, ohne Rücksicht auf den Ent- 
lassungstermin (42 1). 

26. Einbeziehung der Wehrpflichtigen in die Rege- 
lung der Zahlung von Zulagen bei „Dienst zu 
ungünstigen Zeiten“ (42 1). 

27. Einsatz von Haushaltsmitteln für Anschaffung 
der Rekruten-Erstausstattung (43 r). 

28. Beseitigung der Rechtsunsicherheit durch An- 
lehnung der Grußordnung an die Vorgesetzten- 
verordnung (46 1). 

29. Anpassung des militärischen Disziplinarrechts 
an das Disziplinarrecht der Bundesbeamten 
(46 1). 

30. Neugestaltung der gesetzlichen Grundlagen im 
Hinblick auf „außerdienstliche Dienstvergehen“ 
(47 1). 

31. Herabsetzung des Strafrahmens für die Miß- 
handlung Untergebener (49 1). 

32. Novellierung des Strafgesetzbuches im Zusam- 
menhang mit dem Grundrecht auf freie Mei- 
nungsäußerung und dem Anspruch der Streit- 
kräfte auf ausreichenden strafrechtlichen Schutz 
(49 r). 

33. Entbindung des Disziplinarvorgesetzten von 
seiner Aufgabe als Erziehungshelfer im Rah- 
men der Strafvollstreckung (50 1). 

34. Neuregelung des § 21 Abs. 2 der Wehrdiszipli- 
narordnung (50 1). 

35. Novellierung des § 3 Nr. 6 des Wehrbeauftrag- 
tengesetzes (52). 

Der Bundesminister der Verteidigung hat dem 
ganz überwiegenden Teil der Ausführungen des 
Jahresberichtes zugestimmt und die gegebenen An- 
regungen begrüßt. In einigen Fragen liegt eine ab- 
weichende Stellungnahme vor. Zu anderen Punkten 
mußte darauf verwiesen werden, daß der Bund 
wegen mangelnder Kompetenz allein keine Abhilfe 
schaffen kann. Teilweise war eine endgültige Erklä- 
rung der Bundesregierung wegen des noch ausste- 
henden Weißbuches noch nicht möglich. 

Der Verteidigungsausschuß hält die grundsätz- 
lichen Teile des Jahresberichts für gesellschafts- 
politisch so bedeutsam, daß er dem Plenum vor- 
schlägt, die entsprechenden Auszüge in einer Bro- 
schüre zusammenzufassen und herauszugeben, um 
sie einem breiteren Kreis in Bundeswehr und 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die dafür in 
Frage kommenden Teile des Berichts sind bei den 
Ausschußberatungen festgehalten worden. 


Bonn, den 21. Mai 1970 


Rommerskirchen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Jahresbericht 1969 des Wehrbeauftragten — 
Drucksache VI/453 — wird zur Kenntnis genom- 
men. Der Bundestag dankt dem Wehrbeauftrag- 
ten für seine Arbeit im Berichtsjahr. 

2. Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen 
werden für die weitere die Bundeswehr för- 
dernde Arbeit der Bundesregierung verbunden 
mit dem Wunsche nach Prüfung und Erwägung, 
zur Kenntnis gebracht. 

3. Der Bundestag wird die Teile des Jahresberichts 
1969 von grundsätzlicher Bedeutung in einer 
Broschüre zusammenfassen und herausgeben las- 
sen. 

Bonn, den 21. Mai 1970 

Der Verteidigungsausschuß 
Dr, Zimmermann Rommerskirchen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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